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Unter der Leitung von Frau Burgermeisterin Dr. Burkert fand die Sondersitzung der Minchner Pflegekonfe-
renz am 15. Mai 1997 zur Situation in den Alten- und Pflegeheimen (vollstationaren Pflegeeinrichtungen)
statt.

Nach einer ausfuhrlichen Diskussion einigten sich die Teilnehmenden der Minchner Pflegekonferenz auf
entsprechende Ergebnisse, aus denen sich MaRnahmen ableiten und Forderung formulieren sollten, die in
der néchsten Zeit umzusetzen waren.

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Sondersitzung der Miinchner Pflegekonferenz vom 15. Mai 1997,
die teils bis heute aktuell sind, in den Forderungen beibehalten, gegebenenfalls zusammengefasst und in
zeitgemale Sprache formuliert.

1. Beruflich Pflegende brauchen Unterstiitzung und verdienen Anerkennung

Beruflich Pflegende und die anderen Mitarbeiter*innen der Langzeitpflege leisten sehr viel und verdienen
hierfir Anerkennung. Sie stellen sich tagtaglich den aul3erst belastenden Aufgaben sowohl in der ambulan-
ten als auch der teil- und vollstationaren Pflege. Deshalb ist die Akzeptanz dieses Berufes wichtig.

Die Beschwerden im Jahr 1997 bezogen sich auf die insgesamt 12.000 Pflegeplatze in Minchen. Sie stell-
ten Ausnahmen dar und sollten nicht zum Anlass genommen werden, pauschale und ungerechtfertigte Ur-
teile Uber die stationare Langzeitpflege in MUnchen insgesamt zu fallen. Trotzdem wurde und wird selbst-
verstandlich jeder Beschwerde nachgegangen, denn jeder Einzelfall ist einer zu viel.

2. Selbstverpflichtung der Miinchner Heimtrager zur Qualitatssicherung

Als eigenen Beitrag der Pflegeeinrichtungen zur Optimierung der Situation hatten sich die gemeinnutzigen
Trager der Minchner Pflegeeinrichtungen bereit erklart, ein Gremium zur Qualitatskontrolle zu bilden.

Auf freiwilliger Basis sollten damals Qualitatsbeauftragte der Trager in einer Runde mit den Pflegekassen
und der Regierung von Oberbayern als Heimaufsichtsbehdrde den Qualitatsstandard als Grundlage einer
freiwilligen gemeinsamen Gutegarantie konkretisieren. Die Trager gingen damit eine Selbstverpflichtung
ein, die Uberprifbaren Qualitatsstandards fiir die Pflege und Versorgung zu definieren und fur die Einhal-
tung dieser Qualitat zu sorgen.
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3. Verbesserung der personellen Ausstattung der Heimaufsicht

Zu den Aufgaben der Heimaufsicht bei der Regierung von Oberbayern gehdrte es 1997 auch, den
Beschwerden in Einzelfallen nachzugehen. Die Trager stimmten zu, Kontrollen in Einzelfallen kinftig ohne
Voranmeldung vorzunehmen. Eine Forderung war, die Aufsichtsbehdrde personell so auszustatten, dass
mit arztlicher Qualifikation und Beteiligung von Fachpflege die vollstationaren Pflegeeinrichtungen bei der
Besichtigung eventuell aufgetretener Mangel unterstitzt und beraten werden kénnen.

4. Zielgerichtete Forderung fiir eine Verbesserung der personellen und finanziellen Ausstattung
der volistationdren Pflegeeinrichtungen

Die Rahmenbedingungen flr die vollstationaren Pflegeeinrichtungen sollen so gestaltet werden, dass nicht
nur die Grundbediirfnisse fir die beruflich Pflegenden abgesichert, sondern auch die unerlassliche Betreu-
ung und Zuwendung gewahrleistet wird. Die Bewohner*innen haben auch im Pflegebereich Anspruch auf
Lebensqualitat und Pflegende Anspruch auf ein Arbeitsumfeld, in dem auch menschenwirdige und
kompetente Pflege stattfinden kann.

Hierflr sind unterschiedliche Malinahmen erforderlich:

4.1 Stellenmehrung im Pflegebereich

Die Personalstellen im Pflegebereich bedirfen einer erheblichen Aufstockung. Da sich die meisten Be-
schwerden auf zu wenig Personal und auf das tGberwiegend dadurch bedingte Verhalten von Pflegeperso-
nal gegentiber Bewohner*innen und deren An- und Zugehérige, sowie auf zu wenig Zeit fur aktivierende
und motivierende Pflege beziehen, wird sichtbar, dass die Personalstellen einer Aufstockung bedurfen.

4.2 Erhohung des Anteils der Pflegefachpersonen

Der Fachkrafteanteil muss erhoht werden. Ein Fachkrafteanteil von 50 %, wie dies im Heimrecht als Min-
deststandard festgeschrieben ist, gewahrleistet bei einer notwendigen Verteilung des Personals uber 24
Stunden und Wochenenden sowie Sonn- und Feiertage nicht die stdndige Anwesenheit mindestens einer
Pflegefachperson auf jedem Wohnbereich.

Dies kann zu Pflegemangeln flihren. Daraus kénnen vermeidbare vermehrte Krankenhauseinweisungen,
fur alte, pflegebedirftige Menschen eine zusatzliche, Uberaus belastende Situation, resultieren.
Anmerkung: Das Heimgesetz wurde zum 1. Januar 2008 in Bayern durch das Pflege- und Wohnqualitats-
gesetz abgel6st. Die Ausfiihrungsverordnung zum Pflege- und Wohnqualitatsgesetz wurde zum 1. Januar
2025 geandert, die Fachkraftquote wurde flexibilisiert.

4.3 Fortbildung der beruflich Pflegenden

Fortbildungsangebote und Supervision fir beruflich Pflegende intern und extern damit beruflich Pflegende
in die Lage versetzt werden, in Belastungssituationen angemessen zu reagieren und schwierigen Pflegesi-
tuationen adaquat begegnen zu kénnen.

4.4 Regelung fiir Menschen mit geringerem Pflegebedarf als 90 Minuten pro Tag

Auch fir diese Menschen, die bisher mit dem ,Bayerischen Weg* einigermalien abgesichert waren, muss
eine Regelung Uber die Pflegeversicherung gefunden werden. Im Augenblick fallen diese Menschen durch
das Netz der sozialen Versorgung, obwohl sie — wie allen anderen auch — Beitrage fur die Pflegeversiche-
rung leisten.

Anmerkung: Pflegesatzverhandlungen fiihrten zu einer Losung auf Landesebene.

4.5 Verbesserung bei der Pflege psychisch verdanderter Bewohner*innen

Der hohe Anteil psychisch veranderter beziehungsweise demenzkranker Menschen in den vollstationaren
Pflegeeinrichtungen erfordert dringend, die gerontopsychiatrische Versorgung zu verbessern. Diese Ver-
sorgung steht im engen Zusammenhang mit der in der vollstationaren Pflegeeinrichtung zur Verfligung ste-
henden Personalkapazitat und dem fiir diesen Versorgungsbereich fachlich aus — und fortgebildeten beruf-
lich Pflegenden. Der anhaltenden Forderung der vollstationaren Pflegeeinrichtungen, den tatsachlichen
Pflegebedarf dieser Menschen bei der Einstufung in der Pflegeversicherung realistisch zu berlcksichtigen,
muss Rechnung getragen werden.



4.6 Verbesserung der medizinischen Versorgung

Es gibt zu wenig geriatrisch fortgebildete Arztinnen und Arzte. Arztinnen und Arzte, die vorwiegend alte
Menschen behandeln, missen im Bereich der Geriatrie, Gerontopsychiatrie und Rehabilitation alterer Men-
schen besonders qualifiziert sein. Rehabilitationspotentiale alter Menschen werden oft nicht erkannt, die
Wirkungsweise der Medikamente bei alten Menschen oft nicht richtig eingeschatzt und die Wechselwirkung
von mehreren Medikamenten nicht beachtet. Deshalb brauchen die Arztinnen und Arzte verstarkte geriatri-
sche Fachkompetenz.

4.7 Notwendigkeit differenzierter, ausreichender Pflegesatze

Nachverhandlungen mit den Pflegekassen, abgestimmte Vorgehensweisen zwischen Pflegekassen und
Bezirken und Tragern sind dringend notwendig.

Die Mangel beziehungsweise Probleme in den vollstationaren Pflegeeinrichtungen kénnen nachhaltig nur
geldst werden, wenn die Trager beziehungsweise die vollstationaren Pflegeeinrichtungen in die Lage
versetzt werden, eine bessere qualitative Versorgung der alten Menschen unter wirtschaftlichen
Malfistaben umsetzen zu kénnen. Dies ist mit den vereinbarten Pflegesatzen, wie sie derzeit bestehen, nur
schwer moglich und mit dem diskutierten bundeseinheitlichen Pflegesatzmodell undenkbar.

Anmerkung: Die Landespflegesatzkommission befasst sich mit Lésungen flr eine wirtschaftliche
Betriebsfihrung.

5. Schon bisher gibt es eine ,,Lobby* fiir Pflegebediirftige

Eine neu organisierte Lobby flr alte Menschen ist nach Meinung der Pflegekonferenz nicht notwendig. In
allen vollstationaren Pflegeeinrichtungen ist aufgrund gesetzlicher Vorschriften ein Heimbeirat gebildet,
dessen Hauptaufgabe es ist, die Interessen der Bewohner*innen gegeniiber der Einrichtungsleitung vertre-
ten.

Seit dem Jahr 1995 bestehende Miinchner Pflegekonferenz stellt eine wirksame Lobby dar, insbesondere
fur Veranderungen, die bedingt durch die Einflhrung der Pflegeversicherung die Pflegesituation pragen.
Sie hat bereits eine Reihe wichtiger Forderung formuliert und durchgesetzt.

Das Sozialreferat richtete eine zusatzliche Stelle ein, die Beschwerden aufnimmt und darauf achtet, dass
von den Tragern Konsequenzen gezogen werden.

Anmerkung: Die stadtische Beschwerdestelle fur Probleme in der Altenpflege ist dem Direktorium unter-
stellt und berichtet alle zwei Jahre dem Mlnchner Stadtrat Uber ihre Arbeit.

6. Ehrenamtliches Engagement durch Miinchner Mitbiirger*innen

Die Minchner Mitblrger*innen werden aufgerufen, sich ehrenamtlich zu engagieren. Damit kénnten fiir
alte Menschen, insbesondere fiur solche ohne eigene An- und Zugehdrige, mehr Kontakte und Aktivitaten
in Erganzung der Pflege und Betreuung durch die Mitarbeitenden der vollstationaren Pflegeeinrichtungen
er-maglicht werden.

Unterstiitzung ehrenamtlicher Aktivitaten

Zusatzlich zu den Forderungen wurde angeregt, das ehrenamtliche Engagement fur die alten Mitblrger*in-
nen zu verstarken. Angedacht waren Stiftungsmittel, um ehrenamtlichen Einsatz zu unterstitzen, etwa
durch Schulungen, Fahrgelderstattungen und ein kleines Anerkennungshonorar.

Herausgeberin

Landeshauptstadt Miinchen
Sozialreferat

Amt flr Soziale Sicherung
Abteilung Altenhilfe und Pflege
Sankt-Martin-StralRe 53

81669 Minchen






Barrierefreiheitsbericht





		Dateiname: 

		Zusammenfassung_der_Muenchner_Erklaerung_1997.pdf









		Bericht erstellt von: 

		



		Firma: 

		







[Persönliche und Firmenangaben über das Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“ eingeben.]



Zusammenfassung



Es wurden keine Probleme in diesem Dokument gefunden.





		Manuelle Prüfung erforderlich: 0



		Manuell bestanden: 2



		Manuell nicht bestanden: 0



		Übersprungen: 0



		Bestanden: 30



		Fehlgeschlagen: 0







Detaillierter Bericht





		Dokument





		Regelname		Status		Beschreibung



		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.



		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei



		PDF (mit Tags)		Bestanden		Dokument ist PDF (mit Tags)



		Logische Lesereihenfolge 		Manuell bestanden		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet



		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt



		Titel		Bestanden		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar



		Lesezeichen		Bestanden		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden



		Farbkontrast		Manuell bestanden		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast



		Seiteninhalt





		Regelname		Status		Beschreibung



		Inhalt mit Tags		Bestanden		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags



		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags



		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent



		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Bestanden		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung










Zurück zum Anfang



